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Tischvorlage 
 
Runder Tisch Versorgung von Flüchtlingen 
am 21. Mai 2015 
 
 
 

Sofortmaßnahmen Wohnungen für Flüchtlinge 
 
1. Mietübernahmebescheinigungen zur Wohnungssuche von Amts wegen ausstellen 
Die Sachbearbeiter der ZLA sollen allen Leistungsberechtigten von Amts wegen Mietübernahmescheine mit 
den maßgeblichen sozialrechtlichen Konditionen (angemessene Miethöhe usw.) für die Anmietung einer Woh-
nung ausstellen, wenn absehbar ist, dass die 6- bis 12-Wochenfrist des § 47 AsylVfG überschritten wird.  
Ebenso müssen die Jobcenter und Sozialämter die Wohnungssuche von geduldeten und anerkannten Flücht-
lingen aktiv unterstützen. Bei den Jobcentern werden Mietübernahmescheine bisher nur vereinzelt ausgestellt. 
Bei der ZLA werden Mietübernahmescheine meist erteilt, teils aber auch ohne Begründung abgelehnt. 
 
2. Mietübernahmebescheinigungen zur Wohnungssuche rechtsverbindlich gestalten 
Die Mietübernahmebescheinigungen sollten die eigenständige Suche und Anmietung angemessener Wohnun-
gen ermöglichen. Dies erfordert eine rechtsverbindliche Kostenübernahmeerklärung, adressiert an den Vermie-
ter nach Wahl, mit den konkreten Bedingungen (Fläche, Zustand, Höchstmiete, Zeitverträge, Möblierung usw.).  
 
3. Sofortprüfung der Wohnungsangebote und sofortigen Mietvertragsbeginn sicherstellen 
Flüchtlinge berichten uns, dass die Prüfung eines Mietangebots bei der ZLA ein bis zwei Wochen dauert. Dann 
prüft die ZLA zwar die Angemessenheit der Miete, legt aber - auch für sofort bezugsfreie Wohnungen - den 
Mietvertragsbeginn auf einen erst etwa sechs Wochen nach Antragstellung liegenden Zeitpunkt fest. 
Findet ein Flüchtling z.B. am 21. Mai eine bezugsfreie Wohnung, wird der Mietvertragsbeginn von der ZLA auf 
den 1. oder 15. Juli festgelegt. Bis dahin muss der Flüchtling in der Sammelunterkunft bleiben und der Vermie-
ter die Wohnung frei halten. Begründet wird dies damit, dass die beiden zuständigen ZLA-Sachbearbeiter kei-
nen Termin hätten, um mit dem Flüchtling die Kaution (Übernahme per Darlehensvertrag), die Bewilligung von 
Beihilfen für Hausrat und Möbeln usw. zu regeln. Vor diesem Termin dürfe der Mietvertrag nicht beginnen. 
Viele Wohnungsangebote erledigen sich dank der Terminpraxis der ZLA durch Zeitablauf von selbst.  
 
4. Mietübernahmescheine verständlich gestalten: Entfall Vergleichsberechnung Gemeinschaftsunter-
künfte, Tabelle WAV anpassen 
• Der für Betroffene, Berater und Vermieter unverständliche, aufgrund stets höherer Kosten der Berliner Ge-

meinschaftsunterkünfte entbehrliche, nach Aufhebung des Sachleistungsvorrangs in § 3 AsylbLG seit 
1.3.2015 rechtlich obsolete (vgl. Abghs-Drs. 17/16072 v. 12. Mai 2015, Frage 18) Vorbehalt zum Kosten-
vergleich mit Gemeinschaftsunterkünften auf den Mietübernahmebescheinigungen der ZLA muss entfallen.  

• Die WAV-Tabelle sollte nur die auf die jeweils konkrete Personenzahl zutreffenden Werte nennen, dann ist 
sie weniger verwirrend.  

 
5. Öffentlicher Appell, Wohnungen an Flüchtlinge zu vermieten 
Wie bereits Integrationsbeauftragte Lüke sollte nunmehr Berlins Regierender Bürgermeister öffentlich appellie-
ren, Wohnungen an Flüchtlinge zu vermieten.  
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Dazu müssen diesmal auch die maßgeblichen Konditionen zu Mietobergrenzen, Vertragsdauer, Untervermie-
tung, möbliertem Wohnraum etc. transparent und nachvollziehbar veröffentlicht werden. 
 
6. Konditionen für die Wohnungssuche nachvollziehbar veröffentlichen 
Der Flüchtlingsrat erreichen ständig von Vermietern, Flüchtlingen, Kirchengemeinden, Beratungsstellen, Will-
kommensinitiativen usw. Anfragen zu den Konditionen für die Mietübernahme für Flüchtlinge.  
Hierzu sollte eine allgemeinverständliche Übersicht der für Asylsuchende und anerkannte Flüchtlinge einschlä-
gigen Maßgaben der WAV und AV Wohnen, der Konditionen für Untermietverträge, möblierte Gästezimmer, 
WG-Zimmer, Zeitverträge etc. und der behördlichen Zuständigkeiten veröffentlicht werden. 
 
7. Wohnberechtigungsscheine auch für Asylsuchende, Geduldete und anerkannte Flüchtlinge  
Die Senatsbauverwaltung muss die Ausgabe von Wohnberechtigungsscheinen an Asylsuchende und Gedulde-
te ermöglichen, wie es etwa der Praxis des Wohnungsamtes in Potsdam entspricht. 
Die Senatsbauverwaltung muss die Wohnungsämter anweisen, die rechtswidrige Verweigerung von WBS für 
Ausländer mit befristetem Aufenthaltstitel bei einer Restlaufzeit von weniger als 12 Monaten zu stoppen (vgl. 
Abghs-Drs. 17/16073 v. 8. Mai 2015, Frage 4 und 5). Anerkannte Flüchtlinge haben unabhängig von der "Rest-
laufzeit" ihres Aufenthaltstitels stets Anspruch auf einen WBS! 
 
8. Verhandlungen mit weiteren Wohnungsgesellschaften, kein Missbrauch des Kontingents WfF  
Wir fordern die Vereinbarung von Kontingenten mit weiteren gemeinnützigen, kirchlichen und genossenschaftli-
chen Wohnungsgesellschaften im Sinne des Vertrags "Wohnungen für Flüchtlinge" WfF, und die Vereinbarung 
verbindlicher Kontingente und Quoten statt unverbindlicher Absichtserklärungen. 
Das bisher nur für das LAGeSo bzw. nur für Asylsuchende verfügbare Kontingent WfF ist auf Bezirksämter und 
Jobcenter (dh geduldete und anerkannte Flüchtlinge) auszuweiten, ebenso das Beratungsangebot des EJF. 
Die am Kontingent beteiligten Wohnungsgesellschaften dürfen sich nicht weigern, an asylsuchende, geduldete 
und anerkannte Flüchtlinge von diesen selbst gefundene Wohnungen außerhalb des Kontingents zu vermieten 
(kein Missbrauch des Kontingents durch die Wohnungsgesellschaften, Diskriminierungsverbot!). 
 
9. Mietübernahme auch nach Auslaufen der Jugendhilfe 
Junge Flüchtlinge, die mit Eintritt der Volljährigkeit aus der Jugendhilfe entlassen werden, berichten uns, dass 
Bezirkssozialämter die Mietübernahme wegen des (oft strittigen!) Tatbestandes des § 1a AsylbLG ablehnen 
und darauf verweisen, dass die Jugendlichen nunmehr in eine Gemeinschaftsunterkunft bzw. Obdachlosenun-
terkunft umziehen sollen. Im Hinblick auf die durch die Jugendhilfe erreichte Integration ist die kontraproduktiv. 
 
10. Kreative Förderung von Wohnprojekten zB kirchlicher und alternativer Träger 
Die Förderung von Wohnprojekten zB kirchlicher und alternativer Träger könnte die Unterbringungsnotlage ent-
lasten. Vgl. etwa die Projekte des Vereins Soziale Stadt Potsdam  
www.soziale-stadt-potsdam.de/aktuelle-nachricht/frauenasyl-eroeffnet.html 
www.potsdam.de/content/323-verein-soziale-stadt-betreut-neuen-wohnungsverbund-fuer-fluechtlinge 
 
11. Anpassung der Mietobergrenzen an die Marktrealitäten  
Die für AsylbLG-Berechtigte, Sozialhilfe- und Hartz-IV-Berechtigte geltenden, auf Basis des maßgeblich nur den 
Bestand erfassenden, veralteten Mietspiegels aus 2013 ermittelten Mietobergrenzen entsprechen in keiner 
Weise den Berliner Marktrealitäten bei der Neuvermietung von Wohnungen. Wirksame Maßnahmen zur Be-
grenzung des Mietanstiegs muss die Politik treffen, dies können die Flüchtlinge nicht leisten. 
Auf die verwirrende Differenzierung nach Heizungstyp (Gas-/Öl-/Fernheizung) und Gebäudegröße 
(100/500/1000m2) sollte verzichtet werden. 
 
12. Wohnraum für Alle statt ständig neuer Notunterkünfte 
Berlin muss den Sozialen Wohnungsbau wieder einführen und in geeigneter Weise fördern, zB auch gekoppelt 
an Baugenehmigungen für frei finanzierte Neubauten. Statt ständig neuer Notunterkünfte muss langfristig nutz-
barer Wohnraum für Alle geschaffen werden, mit abgeschlossenen Wohneinheiten mit Küche und Bad.  
Vgl. PE Region Hannover v. 12.05.2015: Region beschreitet neue Wege bei Unterkünften für Asylsuchende 
www.hannover.de/Service/Presse-Medien/Region-Hannover/Unterkünfte-für-Asylsuchende 
Im Sozialen Wohnungsbau muss das Land sein Belegungsrecht wieder nutzen. Die Sozialmieten sind auf das 
Niveau des Mietspiegels abzusenken und sozialrechtlich immer als angemessen zu akzeptieren. Darüber hin-
aus sind wirksame Instrumente zur Begrenzung des Mietanstiegs im gesamten Bestand erforderlich. 
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Landesamt tür Gesundheit und Soziales 
Zentrale Leistungsstelle für Asylbewerber 

Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin 
Postfach 310929, 10639 Berlin (Postanschrift) 

Herrn 

Sehr geehrter Herr 

Geschäftszeichen 

Sei Antwort bitte angeben 

Bearbeiter/i n: 

Dienstgebaude: 

Zimmer: 

Telefon: 

intern: 
Telefax: 

Vermittlung: 

E-Mail: 

Datum: 

Frau 

Turmstraße 21, Haus A 
10559 BerUn 

03.29 

(030) 90229 

(9229)  

(030) 90229 3099 

(030) 90229 0 

poststelle@ 
rageso.berHn.de 

04.06.2015 

ich bin bereit, die Kosten für eigenen Wohnraum für 3 Personen zu übernehmen wenn, 

• die Unterbringung in privatem Wohnraum kostengünstiger ist als die Unterbringung in einer 
Gemeinschaftsunterkunft (gem. den Ausführungsvorschriften über die Anmietung von 
Wohnraum durch Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz) 
und 

• die Bruttowarmmiete sozialhilferechtlich angemessen ist. 

"Rechtsgrundlage der Bewilligung von Leistungen für Unterkunft und Heizung ist § 3 (1) 
Asylbewerberleistungsgesetz. 

Die Übernahme einer Kautionszahlung oder von Genossenschaftsanteilen wird im Einzelfall geprüft. 
Mietzuschläge für eine Garage / PKW-Abstellplatz werden grundsätzlich nicht übernommen. 

Dieses Schreiben dient lediglich als Orientierungshilfe und stellt keine verbindliche Zusage für 
die Übernahme von Mietkosten dar. 

Eine verbindliche Zusicherung zur Übernahme der Kosten für Miete und Heizung kann Ihnen erst 
nach Prüfung eines konkreten Mietangebotes ausgestellt werden. 

Verkehrsverbindungen: 
Eingang Turmstr. 21 
U 9 Turmstraße 
Kein Fahrstuhl vorhanden 
Bus M 27, 245, TXL 
Haltestelle U-Turmstraße 
Bus 101, 123, 187 
Haltestene Turmstr.I Lübecker Str. 
Internet: hltp:/twww.lagesQ.berrn.de 

Sprechzeiten: Zahlungen bilte 
Montag, Dienstag und Donnerstag bargeldlos an die 

von 09.00 - 12.30 Uhr und Landeshauptkasse 
von 13.30 - 15.00 Uhr Klosterstr. 59 

und nach Vereinbarung. 10179 Beflin 
Oie Ausgabe von Wartenummern öffnet für Sie jeweils 
eine halbe Stunde vor Beginn der Sprechzeit und endet 
jeweils eine Stunde vor Ende unserer Sprechzeit. 

Seite 1 von 3 

Geldinstitut 
Postbank Bertin 

Landesbank Berlin 

Deutsche Bundesbank 
Filiale Berlin 

Kontonummer 
58100 
IBAN: DE47100100100000058100 
0990007600 
ISAN: OE25100500000990007600 
10001 520 
IBAN: DE53100000cOOO1000,520 

Bankleitzahl 
100100 10 
sie: PBNKDEFF100 
100 50000 
Ble: BELADEBEXXX 
100 000 00 
Ble: MARKDEF11 00 

Dokument12 
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Das Mietangebot sollte folgende Angaben enthalten: 
• Wohnfläche in Quadratmeter 
• Höhe der Nettokaltmiete, Betriebskosten und Heizkosten 
• Angaben zum Heizenerg ieträger (Erdöl , Fernwärme oder Erdgas) 
• Angaben zur Warmwassererzeugung (zentral oder dezentral) 
• Größe der beheizten Wohnfläche des Gebäudes 
• Zusicherung des Vermieters, dass die Wohnung in renoviertem Zustand übergeben 

wird und Herd und Spüle zur Mietsache gehören. 

Die auf Ihren Einzelfall bezogenen Gesamtangemessenheitsgrenzen sind der Anlage zu entnehmen. 

Es ist zu beachten, dass entsprechend der Anzahl der einziehenden Personen bei der zukünftigen 
Unterkunft keine beengten Wohnverhältnisse vorliegen. 

Beengte Wohnverhältnisse würden vorliegen, wenn nicht mindestens folgender Wohnraum (ohne 
Küche und Nebenräume) zur Verfügung steht: 

für 2 Personen 1 Wohnraum und insgesamt 30 qm Wohnfläche der Wohnung 
für 3 Personen 2 Wohnräume und insgesamt 50 qm Wohnfläche der Wohnung 
für 4 und 5 Personen 3 Wohnräume und insgesamt 65 qm Wohnfläche der Wohnung 
ab 6 Personen 4 Wohnräume und insgesamt 80 qm Wohnfläche der Wohnung 

Bei Abschluss eines Untermietvertrages gelten Sonderregelungen. 

Eine Anrechnung über den Kooperationsvertrag "Wohnungen für Flüchtlinge" kann nur 
erfolgen, wenn der/die Wohnungsbewerber/in in der Beratungsstelle des Evangelischen 
Jugend- und Fürsorgewerks (EJF) registriert ist. 

Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
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Gesamtangemessenheitsgrenzen 

Heizöl Erdgas Fernwärme 
Größe der Gebäude- Richtwert Richtwert Rich twert 
BG fläche Bruttowarm Bruttowarm Bruttowarm 
nach 
Anzahl 
der in mZ mtl. in € mtl. in€ mtl. in€ 
Personen 

1 100-250 435,00 419,00 428,00 
251-500 432,00 415,00 426,00 
501~1000 429,00 413,00 423,00 
> 1000 427,00 411 ,00 421 ,00 

2 100-250 522,00 503,00 514,00 
251-500 519,00 498,00 511,00 
501-1000 515,00 495 ,00 507,00 
> 1000 512,00 493,00 506,00 

3 100-250 621 ,00 596,00 610,00 
251-500 616,00 591 ,00 606,00 
501-1000 611 ,00 587 ,00 602,00 
> 1000 608,00 584,00 600,00 

4 100-250 703,00 675,00 692 ,00 
251-500 698,00 669,00 687 ,00 
501 -1000 692,00 665,00 682,00 -

.. > 1000 689,00 662,00 680,00 
5 100-250 831,00 799,00 817,00 

251-500 825,00 792,00 812,00 
501-1000 818,00 787 ,00 807,00 
> 1000 814,00 783,00 804,00 

für jede 100-250 103,00 99,00 102,00 
weitere 251 -500 102,00 98,00 101 ,00 
Person 501 -1 000 102,00 98,00 100,00 

> 1000 101 ,00 97,00 100,00 

Größe der Bedarfsgemeinschaft Zuschlag zum Richtwert für zentrale 
Warmwasserversorgung 

in € pro Monat 
1 Person 10,00 
2 Personen 12,00 
3 Personen 16,00 
4 Personen 18,00 
5 Personen 20,00 
Für jede weitere Person 3,00 

Verkehrsverbindungen: 
Eingang Turmstr. 21 
U 9 Turmstraße 
Kein Fahrstuhl vorhanden 
Bus M 27. 245, TXL 
Haltestelle U-TurmstraBe 
Bus 101, 123, 187 
Haltestelle Turmstr.f lubecker Sir. 
Internet: http://wwwlagsso.berlin,da 

Sprechzeiten: Zahlungen bitte Geldinstitut 
Montag, Dienstag und Donners(<Ia bargeldlos an die Postbank Berlin 

von 09.00 - 12.30 Uhr und Landeshauplkasse 
von 13.30 -15.00 Uhr Klosters!r.59 Landesbank Berlin 

uod nach Vereinbarung. 10179 Ber1in 
Die Ausgabe von Wartenummem öffnet rur Sie jeweils Deutsche Bundesbank 
eme halbe Stunde vor Beginn der Sprechzeit und elldet Fi liale Bertin 
jeweils eine Stunde vor Ende unserer Sprechzeil. 

Seite 3V1lo 3 

Kontonummer 
58100 
l BAN: DE471oo1oo100000058100 
0990007600 
IBAN: DE251OO5OQOOO990007600 
10001520 
IBAN: OE531 00000000010001520 

Bankleitzahl 
100 100 10 
sie: PBNKOEFF100 
100 50000 
BIC: BELAOEBEXXX 
10000000 
BIC: MARKOEF1100 

Ookument12 
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Anlage 3 AV-Wohnen vom 16.06.2015 
 

 
Übersicht der Gesamtaufwendungen zum Wirtschaftlichkeitsvergleich gemäß Nummer 
6.1.1 

 
1 2 3 4 5 6 7 8 9

Grenzwert 
Heizkosten

mtl. in €

zulässige Gesamt-
aufwendungen 
(Summe aus      

Spalte 2 und 4)

mtl. in € 

(aufgerundet)

Grenzwert 
Heizkosten

mtl. in €

zulässige Gesamt-
aufwendungen 
(Summe aus      

Spalte 2 und 6)

mtl. in € 

(aufgerundet)

Grenzwert 
Heizkosten

mtl. in €

zulässige Gesamt-
aufwendungen 
(Summe aus      

Spalte 2 und 8)

mtl. in € 

(aufgerundet)

100-250 95,50 460,00 84,50 449,00 98,00 463,00
251-500 92,00 457,00 80,50 445,00 94,00 459,00
501-1000 89,00 454,00 77,00 442,00 91,00 456,00
> 1000 84,00 449,00 73,00 438,00 85,00 450,00

100-250 114,60 552,00 101,40 539,00 117,60 555,00
251-500 110,40 548,00 96,60 534,00 112,80 551,00
501-1000 106,80 545,00 92,40 530,00 109,20 547,00
> 1000 100,80 539,00 87,60 525,00 102,00 540,00

100-250 143,25 662,00 126,75 645,00 147,00 666,00
251-500 138,00 657,00 120,75 639,00 141,00 660,00
501-1000 133,50 652,00 115,50 634,00 136,50 655,00
> 1000 126,00 645,00 109,50 628,00 127,50 646,00

100-250 162,35 750,00 143,65 731,00 166,60 754,00
251-500 156,40 744,00 136,85 725,00 159,80 748,00
501-1000 151,30 739,00 130,90 719,00 154,70 743,00
> 1000 142,80 731,00 124,10 712,00 144,50 732,00

100-250 185,27 866,00 163,93 844,00 190,12 871,00
251-500 178,48 859,00 156,17 837,00 182,36 863,00
501-1000 172,66 853,00 149,38 830,00 176,54 857,00
> 1000 162,96 843,00 141,62 822,00 164,90 845,00

100-250 22,92 108,00 20,28 105,00 23,52 108,00
251-500 22,08 107,00 19,32 104,00 22,56 107,00
501-1000 21,36 106,00 18,48 103,00 21,84 106,00
> 1000 20,16 105,00 17,52 102,00 20,40 105,00

Größe der BG nach 

Anzahl der Personen

Richtwert Bruttokalt                 
(siehe Anlage 1 

Nummer 2 der AV-
Wohnen, Spalte 6 )

mtl. in €

Gebäudefläche

in m²

Heizöl Erdgas Fernwärme

1 364,50

2 437,40

3 518,25

zuzüglich 1 84,12

5 679,97

4 587,35
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Rechtsinfos zu Mietübernahmeschein, WBS, AsylbLG 
 

Herd,	  Spüle,	  Mindestwohnfläche	  
 
Wohnungsaufsichtsgesetz . WoAufG Bln 
www.stadtentwicklung.berlin.de/service/gesetzestexte/de/download/bauen/woaufg_16.10.2001.pdf 
 
§ 4 Beseitigung mangelhafter Wohnverhältnisse 
(1) Entspricht die bauliche Beschaffenheit von Wohnungen oder Wohnräumen nicht den Mindestanforderungen an erträgliche 
Wohnverhältnisse, so kann die Wohnungsaufsichtsbehörde anordnen, dass der Verfügungsberechtigte die Mängel beseitigt. 
(2) Diesen Mindestanforderungen ist nicht genügt, wenn 
1. innerhalb der Wohnung die Koch- und Heizungsmöglichkeit sowie Wasserversorgung und Ausguss fehlen oder ungenügend 
sind, ... 
 
§ 7 Belegung 
(1) Wohnungen dürfen nur überlassen oder benutzt werden, wenn für jede Person eine Wohnfläche von mindestens 9 qm, für 
jedes Kind bis zu sechs Jahren eine Wohnfläche von mindestens 6 qm vorhanden ist. 
(2) Einzelne Wohnräume dürfen nur überlassen oder benutzt werden, wenn für jede Person eine Wohnfläche von mindestens 6 
qm für jedes Kind bis zu 6 Jahren eine Wohnfläche von mindestens 4 qm vorhanden ist und Nebenräume zur Mitbenutzung 
zur Verfügung stehen. Stehen Nebenräume nicht oder offensichtlich nicht ausreichend zur Verfügung, gilt Absatz 1 entsprechend. 
 

Renovierte	  Wohnung	  
Kein Anspruch nach BGB, Wohnung muss sich bei Einzug in ordnungsgemäß bewohnbarem, gebrauchsfähigen Zustand befinden 
http://www.bmgev.de/uploads/media/Maengelbeseitigung.pdf 
http://www.bmgev.de/uploads/media/Schoenheitsreparaturen.pdf 
 

Wohnberechtigungsschein	  -‐	  WBS	  
§ 27 WoFG - Wohnberechtigungsschein, Sicherung der Belegungsrechte 
 (2) Der Wohnberechtigungsschein wird auf Antrag des Wohnungssuchenden von der zuständigen Stelle für die Dauer 
eines Jahres erteilt. Antragsberechtigt sind Wohnungssuchende, die sich nicht nur vorübergehend im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes aufhalten und die rechtlich und tatsächlich in der Lage sind, für sich und ihre Haushaltsangehörigen 
nach § 18 auf längere Dauer einen Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu begründen und dabei einen 
selbstständigen Haushalt zu führen. 
(3) Der Wohnberechtigungsschein ist zu erteilen, wenn vom Wohnungssuchenden und seinen Haushaltsangehörigen die 
Einkommensgrenze nach § 9 Abs. 2 eingehalten wird.  
 
§ 30 WoFG -  Freistellung von Belegungsbindungen 
(1) Die zuständige Stelle kann den Verfügungsberechtigten von den Verpflichtungen nach § 27 Abs. 1 und 7 Satz 1 
freistellen, wenn und soweit 
1. nach den örtlichen wohnungswirtschaftlichen Verhältnissen ein überwiegendes öffentliches Interesse an den Bindun-
gen nicht mehr besteht oder 
2. an der Freistellung ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht oder 
3. die Freistellung der Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen dient oder 
4. an der Freistellung ein überwiegendes berechtigtes Interesse des Verfügungsberechtigten oder eines Dritten besteht 
und für die Freistellung ein Ausgleich dadurch erfolgt, dass der Verfügungsberechtigte der zuständigen Stelle das Bele-
gungsrecht für Ersatzwohnungen, die bezugsfertig oder frei sind, für die Dauer der Freistellung vertraglich einräumt oder 
einen Geldausgleich in angemessener Höhe oder einen sonstigen Ausgleich in angemessener Art und Weise leistet. 
 (3) Bei einer Freistellung kann von einem Ausgleich abgesehen werden, wenn und soweit die Freistellung im überwie-
genden öffentlichen Interesse erteilt wird. 
 
 

Zuschlag	  für	  Warmwasser	  nach	  §	  3	  AsylbLG	  
Rdschr Soz Nr. 03/2015 über Grundleistungen nach § 3 Abs. 1 und 2 AsylbL; Leistungsbeträge für 2015 
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-sozialrecht/land/rdschr/2015_03.html 
"Leistungsberechtigten in Wohnungen mit dezentraler Warmwassererzeugung (zB el. Durchlauferhitzer) ist nach § 6 
AsylbLG ein Mehrbedarf analog § 30 Abs. 7 SGB XII zu gewähren." 
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Hausrat	  nach	  AsylbLG:	  Erstausstattung,	  Ergänzungsbedarf,	  Putz-‐	  und	  Waschmittelbedarf	  
Zur Erstausstattungen für Hausrat und Möbel nach SGB II/XII siehe Rundschreiben SenGesSoz: 
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-sozialrecht/land/rdschr/2011_05.html 

Nach § 3 Abs. 2 AsylbLG ist auch der lfd. Ergänzungsbedarf an Hausrat, Putz- und Waschmitteln zu gewähren, da 
anders als im SGB II/XII die Bedarfsposition "Hausrat" im AsylbLG-Regelbedarfssatz nach § 3 AsylbLG fehlt. 

In einer Wohnung kann der Hausratsbedarf in Form laufender oder einmaliger Leistungen zusätzlich zum Regelbe-
darfssatz beansprucht werden.  

In einer Gemeinschaftsunterkunft können entsprechende Sachleistungen beansprucht werden. 

 

Rundschreiben	  SenSoz	  Berlin	  I	  Nr.	  05/2011	  -‐	  Einmalige	  Leistungen	  	  

2. Erstausstattung für die Wohnung, einschließlich Haushaltsgeräte 
Die Leistungen für Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte sind bei entsprechendem Nach-
weis des Bedarfs auf Antrag insbesondere in den folgenden Fällen zu erbringen: 
a bei Neubezug einer Wohnung nach der Unterbringung in einer Einrichtung; 
b bei Neubezug einer Wohnung aus einem Untermietverhältnis; 
c bei Neubezug einer Wohnung nach Trennung vom Ehegatten / Lebenspartner und Auszug aus der gemeinsamen 

Wohnung 
d bei einem erstmaligen Bezug einer Wohnung 
e nach einer Haftentlassung, wenn der Erhalt der Wohnung oder die Einlagerung der Möbel während der Haft nicht 

möglich war, 
f nach einem Wohnungsbrand oder 
g aus sonstigen Gründen, welche die Gewährung einer Erstausstattung für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte 

erforderlich machen ( z.B. umzugsbedingt – bei einem durch den Leistungsträger veranlassten Umzug – un-
brauchbar gemachte Ausstattungsgegenstände; Urteil des BSG vom 01.07.2009 – B 4 AS 77/08 R-). 

Im Falle des Umzugs in eine größere, angemessene Wohnung (z.B. bei der Erhöhung der Anzahl der Mitglieder einer 
Bedarfsgemeinschaft) kommt eine Erstausstattung für die zusätzlichen Räume in Betracht. Ist der zusätzliche Raumbe-
darf durch die Geburt eines oder mehrerer Kinder entstanden, kommt die Bewilligung der Erstausstattung für die Woh-
nung nur in dem Umfang in Betracht, in dem der Bedarf nicht im Rahmen der Babyerstausstattung abgedeckt ist. 
 
Da bei den Leistungen für die Erstausstattung für die Wohnung aktuell verlässliche Angaben über die erforderlichen 
Aufwendungen sowie nachvollziehbare Erfahrungswerte vorliegen, wird diese Hilfe in Form einer Pauschale gewährt. 
Die Höhe der Pauschalen wurde im Dezember 2010 2013 in Berlin auf der Grundlage von Durchschnittspreisen, insbe-
sondere Sonderangeboten verschiedener Möbelhäuser- und Baumärkte ermittelt. Sie decken den Bedarf an einer Erst-
ausstattung mit Möbeln und Hausrat von einfacher bis mittlerer Qualität ab. Eine Neuüberprüfung dieser Erfahrungswer-
te erfolgt in regelmäßigen Abständen von drei Jahren. 
 
Ab dem 01. Juni 2014 gelten für die Erstausstattung der Wohnung die folgenden Pauschalen: 
1 Personenhaushalt 1.128,00 Euro 
2 Personenhaushalt (2 Erwachsene) 1.502,00 Euro 
2 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 1 Kind) 1.491,00 Euro 
3 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 2 Kinder) 1.763,00 Euro 
4 Personenhaushalt (1 Erwachsener und 3 Kinder) 1.989,00 Euro 
3 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 1 Kind) 1.908,00 Euro 
4 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 2 Kinder) 2.103,00 Euro 
5 Personenhaushalt (2 Erwachsene und 3 Kinder) 2.329,00 Euro 
Für jedes weitere Kind erhöht sich die Pauschale um 180,00 Euro. 
 
In den hier aufgeführten Gesamtpauschalen ist die Erstausstattung für das Wohnzimmer, das Schlafzimmer, die Kinder-
zimmer, das Badezimmer, den Korridor, die Küche, die Bettausstattung sowie der Hausrat enthalten. Die elektrischen 
Geräte, die Gardinen und die Teppichböden sind nicht Bestandteil der Pauschalen. Vielmehr ist in jedem Einzelfall zu 
prüfen, welche Gegenstände erforderlich sind, d.h. sie sind einzeln zu benennen. 
 
Kinderschreibtisch 
• Kinderschreibtisch 70,00 Euro 
Die Anschaffung eines Kinderschreibtisches bei Einschulung des Kindes stellt eine Erstausstattung nach § 24 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 SGB II dar, wenn aufgrund der Wohnverhältnisse die Hausaufgabenerledigung an anderen adäuquaten 
Tischen nicht möglich ist. Darüber hinaus kann ein erstmaliger Bedarf auch bei späterer Änderung der Wohn- und Le-
bensverhältnisse entstehen. 
 
Jugendbett 
• Jugendbett 112,00 Euro 
Die Anschaffung eines Jugendbettes mit Lattenrost und Matratze stellt eine Erstausstattung nach § 24 Abs. 3 Satz 1Nr. 1 
SGB II dar, wenn das Kind dem Kinderbett entwachsen ist und im Haushalt ein Jugendbett nicht oder nicht mehr vor-
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handen ist (Urteil BSG vom 23. Mai 2013 – B 4 AS 79/12 R). 
 
Elektrische Geräte 
Bei der Bewilligung eines Kühlschranks, einer Waschmaschine oder eines Staubsaugers sollte aus ökonomischen Er-
wägungen der Preis für ein Neugerät zugrunde gelegt werden. Im Gegensatz zu einem in der Anschaffung günstigen 
Gebrauchtgerät, bietet das Neugerät die Vorteile der geringen Reparaturanfälligkeit einschließlich der kostenfreien Ga-
rantieleistungen sowie einen sparsamen Wasser- und Stromverbrauch. 
 
Gas- oder Elektroherd 
• Elektroherd inklusive Montage 250,00 Euro 
• Gasherd inklusive Montage 350,00 Euro 
 
Kühlschrank 
• 200,00 Euro Neupreis (bei Haushalten bis zu 4 Personen) 
• 300,00 Euro Neupreis (bei Haushalten ab 5 Personen) 
Mit dem Preis ist regelmäßig auch die Lieferung der Geräte abgegolten. 
 
Waschmaschine 
• 275,00 Euro Neupreis 
Mit dem Preis ist regelmäßig auch die Lieferung und der Anschluss der Geräte abgegolten. 
 
Staubsauger 
• 40,00 Euro Neupreis     Sofern mindestens ein Zimmer überwiegend mit Teppichboden oder Teppichen ausgelegt ist, 

gehört ein Staubsauger zum notwendigen Hausrat. 
 
Rundfunkgerät 
• Rundfunkgerät 10,00 Euro (Neupreis) 
 
Bei Fernsehgeräten handelt es sich weder um Einrichtungsgegenstände noch um Haushaltsgeräte im Sinne des § 24 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II, welche für eine geordnete Haushaltsführung erforderlich sind. Sie dienen allein der Befriedi-
gung des Unterhalts- und Informationsbedürfnisses jedes Einzelnen. Es handelt sich somit um durch die Regelbedarfe 
gedeckte Bedarfe der Teilnahme am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben und nicht um einen privilegier-
ten Sonderbedarf, welcher zusätzlich zu den Regelleistungen gesondert zu erbingen ist. Die Gewährung eines Fernseh-
gerätes im Rahmen einer Erstausstattung für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
SGB II scheidet somit aus (Urteil des BSG vom 24. Februar 2011 - B 14 AS 75/10 R -). 
 
Gardinen (Deko-Stoff und Stores) 
Die Stoffmenge errechnet sich nach den individu-ellen Fenstermaßen. Angemessen ist die 2-fache Fensterbreite für 
Store oder Deko-Stoff. 
• Deko-Stoff pro lfd. Meter 5,00 Euro 
• Store pro lfd. Meter 3,00 Euro 
Berechnungsschema: Höhe x Breite x 2 x Meterpreis = Gardinenpreis. 
 
Küche: 
Für die Küche sind Scheibengardinen einschließlich einer Gardinenstange zu bewilligen. 
• Pauschalbetrag 12,00 Euro 
Es sind grundsätzlich nur Übergardinen oder Stores zu bewilligen. In begründeten Fällen (Parterrewohnung oder unmit-
telbare Einsicht) kann beides gewährt werden. 
 
Gardinenbretter 
Sie sind nur für die Fensterbreite zuzüglich 20 cm (nicht Wandbreite) und in T-Schienen (nicht Innenlaufschienen) vorzu-
sehen. Hier ist ein Preisvergleich mit fertigen Gardinenbrettern gemäß Kaufhauskatalogen anzustellen (pro Meter = 8,00 
Euro). 
 
Fußbodenbeläge, Teppichboden 
Diese Beläge sind grundsätzlich nicht zu bewilligen. Ausnahmen sind möglich bei Behinderten, bei alten Menschen mit 
erhöhtem Wärmebedürfnis und aus krankheitsbedingten Gründen (z.B. Rheuma), wenn die Wohnung fußkalt ist. Befin-
det sich in einem Haushalt mindestens 1 Kleinkind, ist für einen Raum der Wohnung Teppichboden zu bewilligen (qm 
4,00 Euro) 
 
Kosten für Verlegearbeiten sollten nur in begründeten Einzelfällen übernommen werden (qm = 7,00 Euro Teppichboden 
einschließlich Verlegearbeiten). Die bei Verlegearbeiten evtl. anfallenden Fahrtkosten sind gesondert zu übernehmen. 
 
Bei den in der Anlage 1 des Rundschreibens angegebenen Einzelpreisen handelt es sich um Richtwerte, die ein Abwei-
chen ermöglichen, sofern dies nach der Besonderheit des Einzelfalles geboten erscheint. In diesen Fällen ist die Grund-
pauschale um den entsprechenden Abweichungsbetrag zu erhöhen. 
 
Da sich der Begriff der „Erstausstattung“ nicht nur auf die Gesamtheit der Möbel und des Hausrats bezieht, sondern 
auch die Ausstattung einzelner Räume oder einzelner Ausstattungsgegenstände eine Erstausstattung darstellen können, 
ist in diesen Fällen nicht die Gesamtpauschale, sondern die in der Anlage 1 des Rundschreibens aufgeführten Beträge 
zu gewähren. 
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Grundsätzlich ist die Beschaffung von gebrauchtem, gut erhaltenem Hausrat, wie er in den einschlägigen Gebrauchtmö-
belhandlungen angeboten wird, zumutbar. Nur in besonders zu begründenden Einzelfällen - insbesondere, wenn die 
benötigten Gegenstände nicht oder nicht rechtzeitig im entsprechenden Gebrauchthandel zu bekommen sind - dürfen 
neue kostenaufwendigere Gegenstände bewilligt werden. In der Regel enthalten die genannten Preise die Transportkos-
ten. Zusätzliche, für den Transport anfallende Kosten sind nur bei nachgewiesener Unabweisbarkeit zu übernehmen. 
 
Grundsätzlich ist eine Barleistung in der für die einzelnen Bedarfsgegenstände angegebenen Höhe zu gewähren. Nur in 
bestimmten Einzelfällen, bei denen eine zweckfremde Verwendung zu erwarten ist, sollte die Hilfe durch Kostenüber-
nahmeschein sichergestellt werden. 

 

Regelsätze	  und	  Änderungen	  AsylbLG	  ab	  1.3.2015	  

Das AsylbLG wurde mit Wirkung vom 1. März 2015 geändert (BGBl I S. 2187, BGBl. I S. 2439 ). Die wichtigsten Änderungen  
• die gesetzliche Festschreibung der Leistungsgewährung nach Regelbedarfsstufen in Anlehnung an die Bedarfsbemessung in 

der Sozialhilfe, 
• der Vorrang der Geldleistung bei Leistungsgewährung außerhalb von Erstaufnahmeeinrichtungen und 
• die Verkürzung der Frist bis zum möglichen Anspruch auf Leistungen analog der Sozialhilfe auf eine Aufenthaltsdauer von 15 

Monaten. 
 
Rundschreiben Soz Nr. 03/2015 v. 29.01.2015 
über Grundleistungen nach § 3 Abs. 1 und 2 AsylbLG; Leistungsbeträge für das Jahr 2015 
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-sozialrecht/land/rdschr/2015_03.html 
 
Anlage Regel- und Mehrbedarfe 2015  http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-
sozialrecht/land/rdschr/2015_03_anlage.html: 
 
Regelbedarfe vom 01.03.2015 bis 31.12.2015 
Regelbedarfsstufe RBS 1 RBS 2 RBS 3 RBS 4 RBS 5 RBS 6 
Notwendiger Bedarf 216 Euro 194 Euro 174 Euro 198 Euro 157 Euro 133 Euro 
Bargeldbedarf 143 Euro 129 Euro 113 Euro 85 Euro 92 Euro 84 Euro 
Summe Regelbedarf 359 Euro 323 Euro 287 Euro 283 Euro 249 Euro 217 Euro 
 
Ausgabenpositionen innerhalb des notwendigen Bedarfes gültig ab 01.03.2015 
Regelbedarfsstufe RBS 1 RBS 2 RBS 3 RBS 4 RBS 5 RBS 6 
Abteilung 1 141,85 

Euro 
127,40 
Euro 

114,27 
Euro 

136,52 
Euro 

105,60 
Euro 

86,76 
Euro 

Abteilung 3 33,57 
Euro 

30,15 
Euro 

27,04 
Euro 

40,97 
Euro 

36,44 
Euro 

34,38 
Euro 

Abteilung 4 33,39 
Euro 

29,99 
Euro 

26,90 
Euro 

16,89 
Euro 

12,10 
Euro 

7,77 
Euro 

Abteilung 6 7,19 
Euro 

6,46 
Euro 

5,79 
Euro 

3,62 
Euro 

2,84 
Euro 

4,10 
Euro 

Summe rund 216,00 
Euro 

194,00 
Euro 

174,00 
Euro 

198,00 
Euro 

157,00 
Euro 

133,00 
Euro 

 
Mehrbedarf für Schwangere (17 % der maßgeblichen Regelbedarfsstufe) 
Regelbedarfsstufe/ 
Gültigkeit 

RBS 1 RBS 2 RBS 3 RBS 4 RBS 5 

01.01.2015- 
28.02.2015 

62,90 
Euro 

56,61 
Euro 

50,15 
Euro 

48,62 
Euro 

42,84 
Euro 

01.03.2015- 
31.12.2015 

61,03 
Euro 

54,91 
Euro 

48,79 
Euro 

48,11 
Euro 

42,33 
Euro 

 
Mehrbedarf bei dezentraler Warmwassererzeugung 
Regelbedarfsstufe/ 
Gültigkeit 

RBS 1 
(2,3 % 
der RBS) 

RBS 2 
(2,3 % 
der RBS) 

RBS 3 
(2,3 % 
der RBS) 

RBS 4 
(1,4 % 
der RBS) 

RBS 5 
(1,2 % 
der RBS) 

RBS 6 
(0,8 % 
der RBS) 

01.01.2015- 
28.02.2015 

8,51 
Euro 

7,66 
Euro 

6,79 
Euro 

4,00 
Euro 

3,02 
Euro 

1,76 
Euro 

01.03.2015- 
31.12.2015 

8,26 
Euro 

7,43 
Euro 

6,60 
Euro 

3,96 
Euro 

2,99 
Euro 

1,74 
Euro 

 
Der notwendige Bedarf nach § 3 Abs. 2 AsylbLG nF (vgl. BGBl. I S. 2439) setzt sich aus folgenden Bedarfsabteilungen 
zusammen: 
Abteilung 1: Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke 
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Abteilung 3: Bekleidung und Schuhe 
Abteilung 4: Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung 
Abteilung 6: Gesundheitspflege 
Abweichend vom Regelbedarf in der Sozialhilfe sind die Bedarfe der Abt. 5 - Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -
gegenstände - nicht berücksichtigt worden, da der Hausrat nach § 3 Abs. 2 AsylbLG nF wie Unterkunft und Heizung 
zusätzlich zu gewähren ist. 
 
Der Bargeldbedarf nach § 3 Absatz 1 AsylbLG ist wie folgt zusammengesetzt: 
Abteilung 7: Verkehr 
Abteilung 8: Nachrichtenübermittlung 
Abteilung 9: Freizeit, Unterhaltung, Kultur 
Abteilung 10: Bildung 
Abteilung 11: Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen 
Abteilung 12: Andere Waren und Dienstleistungen 
 
5. Mehrbedarfszuschläge 
Sonstige Leistungen nach § 6 AsylbLG können in entsprechender Anwendung der §§ 30 und 31 SGB XII erbracht wer-
den, wenn sie „im Einzelfall zur Sicherung des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, zur Deckung beson-
derer Bedürfnisse von Kindern geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich“ 
sind. 
Dies ist beispielsweise bei Schwangeren nach der 12. Schwangerschaftswoche der Fall, auf die der Mehrbedarf nach § 
30 Abs. 2 SGB XII entsprechend anwendbar ist. 
Soweit Leistungsberechtigte in Wohnungen mit dezentraler Warmwassererzeugung wohnen, ist ein Mehrbedarf analog § 
30 Abs. 7 SGB XII zu gewähren. 
Die Höhe dieser Mehrbedarfe ist ebenfalls der Anlage zu diesem Rundschreiben zu entnehmen. 
 
Neben den Tatbeständen der §§ 30, 31 SGB XII kommt nach § 6 AsylbLG in der Regel nur die Gewährung folgender 
Leistungen in Betracht: 
h Übernahme von Kosten für Pässe, Passbeschaffung und aufenthaltsrechtlichen Gebühren, 
i Ersatzbeschaffung von Hausrat (da die Grundleistungen anders als der Regelbedarf keinen Anteil für Innenausstat-

tung, Haushaltsgeräte und -gegenstände beinhalten), 
j medizinische Leistungen (z.B. Psychotherapien, Hilfsmittel, Körperersatzstücke), 
k ggf. Übernahme von Beiträgen zur freiwilligen Krankenversicherung. 
 
Zur Anwendung des § 6 AsylbLG auf den Personenkreis besonders Schutzbedürftiger im Sinne der Richtlinie 
2013/33/EU (Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen) gilt das 
Rundschreiben Soz Nr. 02/2015 über Leistungen nach § 6 Abs. 1 AsylbLG im Lichte der EU-Aufnahmerichtlinie. 
 
6. Befreiung von Zuzahlungen 
Laut Begründung zu § 3 Abs. 2 AsylbLG nF (vgl. BGBl. I S. 2439) ist in der Abteilung 6 (Gesundheitspflege) der Teilbe-
trag für Zuzahlungen (Rezeptgebühren, Eigenanteile) nicht berücksichtigt, da diese Aufwendungen allein bei gesetzlich 
versicherten Personen anfallen. 
 
Daraus folgt, dass die Verfahrensweise entsprechend Nr. 3 des Rundschreibens I Nr. 6/2004, die Behandlungsscheine 
mit dem Zusatz „Keine Zuzahlung“ zu versehen, beizubehalten ist. 
 
 

Leistungen	  nach	  §	  6	  AsylbLG	  ab	  1.3.2015	  
Siehe Rundschreiben Soz Nr. 02/2015 v. 30.01.2015  
über Leistungen nach § 6 Abs. 1 AsylbLG im Lichte der EU-Richtlinie 2013/33/EU des Rates (Min-
destnormen für die Aufnahme) 
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-‐sozialrecht/land/rdschr/2015_02.html	  
	  
...	  Zur	  Identifizierung	  besonders	  schutzbedürftiger	  Personen	  händigen	  die	  Leistungsbehörden	  ein	  in	  mehrere	  Spra-
chen	  übersetztes	  Merkblatt	  an	  diejenigen	  Leistungsberechtigten	  aus,	  die	  einem	  der	  fraglichen	  Personenkreise	  
angehören	  könnten.	  ...	  

Leistungsrechtliche Konsequenzen 
 
Leistung Erläuterungen 
Geschützte Unterbringung Eine geschützte Unterbringung soll, soweit erforderlich und umsetzbar, bei der Gemein-

schaftsunterbringung berücksichtigt werden. 
Dolmetscherkosten für Arzt-
besuche 

Dolmetscherkosten (z.B. Gemeindedolmetscherdienst) werden für die ambulante Behand-
lung übernommen, soweit dies erforderlich ist. Beim Einsatz externer Sprachmittler sind 
die Verwaltungsvorschriften für Honorare im Bereich Sozialwesen (HonVSoz) anwendbar. 
Bei stationärer Behandlung sind die Kosten im Tagessatz des Krankenhauses enthalten. 

Mehrbedarf für kostenauf- Der Mehrbedarf nach § 30 Abs. 5 SGB XII wird entsprechend angewandt, wobei die 
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wendige Ernährung Grundleistungen entsprechend den Empfehlungen des Deutschen Vereins prozentual 
angehoben werden, wenn ein dort genanntes Krankheitsbild vorliegt. 

Altersbedingte Ernährung Zusätzliche Leistungen sind nur möglich, wenn ein besonderer Bedarf vorliegt. Allein die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Altersgruppe löst noch keinen entsprechenden Bedarf 
aus. 

Hilfsmittel, Körperersatzstücke Hilfsmittel und Körperersatzstücke sind zu gewähren, soweit dies nicht bereits im Rahmen 
der Akutversorgung nach § 4 AsylbLG geschieht. 

Psychotherapie Anerkannte Psychotherapien werden bei entsprechendem Bedarf erforderlichenfalls ein-
schließlich Dolmetscherkosten übernommen. 

Ernährung schwangerschafts-
bedingt 

Ein entsprechender Mehrbedarf ist nach der 12. Schwangerschaftswoche in Höhe von 17 
% der Grundleistung anzuerkennen. 

Schwangerschaftsbekleidung Bei Bedarf ist Schwangerschaftsbekleidung zu gewähren (Beträge siehe Rundschreiben I 
Nr. 6/2011). 

Hebammenhilfe Die Hebammenhilfe ist nach § 4 Abs. 2 AsylbLG zu gewähren. Hierbei handelt es sich 
nicht um eine Ermessensleistung. Sie umfasst Beratung und Hilfe während der Schwan-
gerschaft sowie Geburtshilfe. 
Ein Anspruch auf Kurse zur Geburtsvorbereitung besteht daneben nach § 6 nicht. 

Babyerstausstattung Die Babyerstausstattung ist zwischen dem 6. und 8. Schwangerschaftsmonat zu gewäh-
ren. Sie umfasst u.a. Babykleidung, Kinderbett und -wagen. Die Beträge sind dem Rund-
schreiben I Nr. 6/2011 zu entnehmen. 

spezielles „Babymobiliar“ Anspruch auf spezielles Mobiliar (Beispiel Babyschaukelwippe; Wickeltisch/ Hochstuhl) 
besteht nur, wenn die konkrete Situation dies erfordert (Beträge siehe Rundschreiben I Nr. 
6/2011). 

Kinderkleidung Insbesondere der wachstumsbedingte Bedarf ist zu berücksichtigen. Soweit er nicht aus 
Kleiderspenden gedeckt werden kann, sind die Beträge entsprechend dem Rundschreiben 
I Nr. 6/2011 zu verwenden. 

Kinderbetreuung Über die für Hilfeempfangende vorgesehenen Ermäßigungen bzw. Befreiungen für den 
Kita-Besuch und den Essenszuschuss im Rahmen der Leistungen für Bildung und Teilha-
be hinaus können keine zusätzlichen Leistungen übernommen werden. 

Deutschkurs Deutschunterricht ist vorrangig Aufgabe der Schule. Nur wenn der Bedarf im Einzelfall 
nicht oder in keiner Weise ausreichend gedeckt werden kann, ist ein Deutschkurs zu bewil-
ligen. 

Spielzeug Spielzeug wird im Regelfall nicht nach § 6 AsylbLG gewährt, es sei denn es liegen hierfür 
zusätzlich gesundheitliche Gründe vor oder ein erzieherisches Defizit (sofern letzteres 
nicht nach SGB VIII gedeckt wird). 

Leistungen für Bildung und 
Teilhabe 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe werden auch für AsylbLG-Berechtigte erbracht, 
die entsprechenden Ausführungsvorschriften und Rundschreiben sind anwendbar. 
Darüber hinausgehende Leistungen werden nicht gewährt. 

Mehrbedarf für Alleinerzie-
hende 

Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 30 Abs. 3 SGB XII wird ein Mehrbedarf in Höhe 
des im Einzelfall zutreffenden Prozentsatzes der Regelbedarfsstufe 1 (AsylbLG) gewährt. 

Mehrbedarf für Mobilität Im begründeten Einzelfall kann ein Mehrbedarf aufgrund eingeschränkter Mobilität aner-
kannt werden. Die Voraussetzungen orientieren sich an § 30 Abs. 1 SGB XII. Hierfür ist ein 
Gutachten des Versorgungsamtes darüber einzuholen, ob die Voraussetzungen einer 
Schwerbehinderung erfüllt sind. 

unterbringungsspezifischer 
bzw. behinderungsbedingter 
Bekleidungsbedarf 

Die Gewährung eines Bademantels bzw. sonstiger zusätzlicher Bedarfe ist im Einzelfall 
möglich (Einzelbeträge wie Rundschreiben I Nr. 6/2011, jedoch keine Gesamtpauschale). 

Barrierefreie Unterbringung Soweit erforderlich und unter den realen Umständen umsetzbar, soll die Unterbringung 
barrierefrei erfolgen. .... 

Spezifische behinderungsbe-
dingte Fördermaßnahmen 

Entsprechende Maßnahmen können erforderlichenfalls gewährt werden. Das Schulamt ist 
ggf. einzubeziehen. 

Hilfsmittel für Menschen mit 
Behinderung 

Hilfsmittel werden nach § 6 gewährt, soweit dies nicht bereits Gegenstand der Akutversor-
gung nach § 4 ist. 

Vollstationäre Unterbringung Die stationäre Unterbringung kann bzw. muss im Einzelfall ausnahmsweise gewährt wer-
den. 

Leistungen entsprechend der 
Eingliederungshilfe 

Leistungen entsprechend der Eingliederungshilfe (§§ 53 ff SGB XII) können gewährt wer-
den, soweit dies zur Sicherung der Gesundheit bzw. des Lebensunterhaltes erforderlich ist. 
Hierzu können beispielsweise auch der Einsatz von Einzelfallhelfern (unabhängig von der 
Art der Behinderung) oder Leistungen nach § 55 SGB IX, wie z.B. betreutes Wohnen, 
gehören. 

Mehrbedarf bei Gehbehinde-
rung 

Der Mehrbedarf nach § 30 Abs. 1 SGB XII kann gewährt werden, .... 

Pflegesachleistungen analog 
SGB XII 

Pflegesachleistungen analog SGB XII werden erbracht, wenn diese aufgrund der Umstän-
de unerlässlich sind. Sie sollen möglichst durch einen interkulturellen Pflegedienst erbracht 
werden. Auf Pflegegeld besteht im Regelfall kein Anspruch. 

Hospiz Soweit im Einzelfall erforderlich, sind die Kosten der Unterbringung und Versorgung in 
einem Hospiz zu übernehmen. 
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04.06.10 13:24ASYLBEWERBERINNEN UND ASYLBEWERBER SOLLEN KÜNFTIG WOHNUNGEN ANMIETEN KÖNNEN - Landespressestelle - Berlin.de

Seite 1 von 1http://www.berlin.de/landespressestelle/archiv/2003/08/05/14025/index.html?_=print

Gesundheit

ASYLBEWERBERINNEN UND
ASYLBEWERBER SOLLEN KÜNFTIG
WOHNUNGEN ANMIETEN KÖNNEN
Aus der Sitzung des Senats am 5. August 2003:

Der Senat hat auf Vorlage der Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Dr. Heidi Knake-
Werner, die "Ausführungsvorschriften über die Anmietung von Wohnraum durch Leistungsberechtigte nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz" beschlossen. Danach sollen Asylbewerberinnen und Asylbewerber in
Berlin künftig nach Möglichkeit in Wohnungen statt in Gemeinschaftsunterkünften leben.

Die Senatorin erklärt hierzu: „Bisher wurden in Berlin Asylbewerberinnen und Asylbewerber in relativ
kostenaufwändigen Gemeinschaftsunterkünften untergebracht. Ein Leben in Wohnungen ist jedoch nicht
nur finanziell günstiger, die Betroffenen können so auch ein selbstän-digeres Leben führen als bisher.
Deshalb streben wir an, die Unterbringung in Heimen sukzessive zu reduzieren. Wir wollen, dass der
Großteil der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz künftig selbständig Wohnungen
anmieten kann.

Voraussetzung hierfür ist, dass die Wohnungen im sozialhilferechtlichen Sinne angemessen sind. Die
zentrale Wohnungsvermittlung im Landesamt für Gesundheit und Soziales wird bei der Anmietung der
Wohnungen im Bedarfsfall Unterstützung geben.“

- - -

Mitteilung vom: 05.08.2003, 13:02 Uhr
Rückfragen:
Sprecher des Senats / Sprecherin der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz
Telefon: 9026-3200 / 9028-2743

http://www.berlin.de/landespressestelle/archiv/2003/08/05/14025/index.html
04.06.2010
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Name   ...................................................................        A1 
 
Anschrift .................................................................  
 
Ort   ...................................................................     den  .........................  
                 (Datum)   
 
 
 
An den Sozialleistungsträger ............................... 
 
.............................................................................. 
Adresse 
 
.............................................................................. 
Ort 
 
 
 
Antrag auf Sozialhilfe / Grundsicherung für Arbeitsuchende / Leistungen nach AsylbLG 
 
Ich beantrage folgende Leistungen: 
 
O Regelsatz/Regelleistung/Sozialgeld/ Grundleistungen für mich /und für meine Angehörigen 
  .............................................................. 
 
O Miete kalt/warm ..............................Euro/Monat ab Monat ............................................... 
 
O Heizkosten/Heizkostennachzahlung/ Brennstoffbeihilfe für .................................. (Heizungsart)  
 
O Betriebkostennachzahlung lt. Abrechung vom .................................. für ........  
 
O einen Miet- und Kautionsübernahmeschein zur Wohnungssuche. Ich brauche eine (andere) Wohnung, weil  
 
 ................................................................................................................... 
 
O Nachweis von und / Kostenübernahme für Unterkunft im Wohnheim, da ich/wir wohnungslos bin/sind 
 
O Ernährungszulage /Mehrbedarfszuschlag (wg. Krankheit/Schwangerschaft/Alter bzw. Erwerbsunfähigkeit  
 und Gehbehinderung/ Alleinerziehende)  
 wegen.......................................................... für: ........................................................ 
 
O den notwendigen Bedarf an Kleidung / für mich/ und für alle Haushaltsangehörigen laut anl. Auflistung (§ 3 AsylbLG: notw. 

Bedarf // SGB II/SGB XII//§ 6 AsylbLG: Erstausstattungen sowie bes. Bedarf wegen Krankheit, Behinderung etc.) 
 
O den notwendigen Bedarf an Hausrat, Haushaltsgeräten und Möbeln laut anliegender Auflistung (§ 3 AsylbLG: notw. Bedarf // 

SGB II/SGB XII/§ 6 AsylbLG: Erstausstattungen sowie besonderer Bedarf wegen Krankheit, Behinderung etc.) 
 
O Klassenreise/Schulbedarf für die Kinder ........................................................................................... 
 
O Beiträge für bzw. Leistungen nach § 264 SGBV für meine Krankenversicherung bei der .................................  
 
O Krankenscheine vom Sozialamt (§ 48ff SGB XII/§§ 4 und 6 AsylbLG) für Arzt und Zahnarzt  für mich/ und jeden meiner 

Familienangehörigen/ zum Zwecke der Vorsorge (§ 4 Abs 3 AsylbLG, § SGB XII) und ggf. der Akutkrankenbehandlung.  
Ich brauche die Krankenscheine ggf. sofort, weil ich aktuell folgende Symptome habe: 
 
................................................................................................................................................................................................. 

O Ausweis über den Bezug von ALG II / Sozialhilfe / AsylbLG-Leistungen  für mich/ und für alle Haushaltsangehörigen  
 als Grundlage für Ermäßigungen in öff. und privaten Einrichtungen, Verkehrsmitteln etc. 
 
O Bestätigung für Rundfunkgebührenbefreiung 
 
O eine Bescheinigung über den Leistungsbezug nach SGB II/SGB XII/AsylbLG zur Vorlage bei ....................................................... 
 
O einen schriftlichen Bescheid mit einer Berechnung der Höhe und Zusammensetzung der gezahlten  
 
 Sozialleistung seit dem................../ab Antragstellung am ....................... 
 
O .............................................................................................................................................................. 
 
Ich bitte, diesen Antrag - ggf. auch als Anlage zum amtlichen Antragsformular - zur Akte zu nehmen.  
Ich beantrage zu allen o.g. Anträgen einen begründeten schriftlichen Bescheid gemäß §§ 33/35 SGB X bzw. §§37/39 VwVfG mit 
einer Berechnung, wie sich die Leistung zusammensetzt und welche Leistungen Dritter Sie ggf. verrechnet haben bzw. was ggf. direkt 
an Dritte geleistet wurde.  
Bei Unzuständigkeit bitte ich ggf. um Weiterleitung meines Antrags an den zuständigen Träger gem. § 10a AsylbLG bzw. § 16 SGB I. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
........................................................................... 
(Unterschriften aller volljährigen Haushaltsangehörigen) 
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Name   ....................................................................        A3 
 
Anschrift .................................................................. 
 
Ort     ....................................................................     den  .........................  
                 (Datum)   
 
 
 
 
 
An den Sozialleistungsträger ................................. 
 
................................................................................ 
Adresse 
 
................................................................................ 
Ort 
 
 
 
 

Antrag auf Kleidung, Handtücher und Bettzeug nach SGB II, SGB XII bzw. AsylbLG 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

ich beantrage die unten aufgeführten Sachen, die ich als Erstausstattungen oder als Sonderbedarf wegen Krankheit oder Be-
hinderung (§§ 21, 23 SGB II; §§ 28, 31 SGB XII bzw. § 6 AsylbLG) bzw. als notwendigen Bedarf (§ 3 AsylbLG) benötige.  
 
........    Wintermantel 
 
........    Sommermantel 
 
........    Regenschirm 
 
........    Hosen 
 
........    Röcke 
 
........    Kleider 
 
........    Umstandskleider 
 
........    Unterhosen 
 
........    Unterhosen lang 
 
........    Strumpfhosen 

                Sommer/Winter 
 
........    Unterhemden 
 
........    BHs 
 
........    Hüfthalter 
 
........    T-Shirts lange/kurze                                                          
   Ärmel 
 
........    Sweat Shirts 
 
........    Pullover Sommer/Winter 
 
........    Hemden/Blusen 
 
........    Jacket/Jacke 

 
........    Strickjacke 
 
........    Nachthemd/Schlafanzug 
 
........    Strümpfe Sommer/Winter 
 
........    Socken Sommer/Winter 
 
........    Schal 
 
........    Mütze 
 
........    Paar Handschuhe 
 
........    Trainingsanzug 
 
........    Turnhose/Gymnastikan 

     zug 
 
........    Badehosen/Badeanzüge 
 
........    Badekappe 
 
........    Bademantel 
 
........    Arbeitshosen 
 
........    Arbeitsjacken 
 
........    Arbeitsstiefel 
 
........    Gürtel/Hosenträger 
 
........    Paar Winterstiefel 
 
........    Paar Halbschuhe 
 

........    Paar Sandalen 
 
........    Paar Turnschuhe 
 
........    Paar Hausschuhe 
 
........    Paar Gummistiefel 
 
........    ................................... 
 
........    ................................... 
 
........    ................................... 
 
........    ................................... 
 
 
........    Garnituren Bettwäsche 

    (Laken, Bettbezug,  
    Kopfkissenbezug) 
 
........    Einziehdecke warm 
 
........    Federbett 
 
........    Federkopfkissen 

   

........    Frottier-Badetücher 
 
........    Geschirrtücher 
 
........    ................................... 
 
........    ................................... 
 

 
Bei Antragstellung nach §§ 3 - 7 AsylbLG: Der genannte Bedarf an Kleidung kann aus den deutlich unterhalb des Existenzminimums nach SGB 
XII liegenden, laufenden Leistungen nach § 3 AsylbLG nicht gedeckt werden, den o.g. Bedarf beantrage ich daher ggf. auch als zusätzlichen 
Bedarf nach § 6 AsylbLG.  
Die Leistungen für Handtücher, Bettwäsche und dergleichen sind ggf. als einmalige Beihilfen für Hausrat nach § 3 Abs. 2 Satz 2 AsylbLG 
auch zusätzlich zu den Grundleistungsbeträgen zu erbringen.  
 

Ich b tte um e nen schr ft chen begründeten Besche d gemäß §§ 33/35 SGB X bzw. §§37/39 VwVfG m t Angabe der Berechnungsgrund age, 
aus der auch der jewe s bew gte E nze betrag für d e K e dungsstücke hervorgeht. Ich b tte darum, d esen Antrag zur Akte zu nehmen. 
 

M t freund chen Grüßen 
 
 

..................................................................... 
(Unterschrift) 
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Name   ...................................................................        A5 
 
Anschr ft.................................................................  
 
Ort   ...................................................................     den  .........................  
                 (Datum)   
 
 
An den Soz a e stungsträger ............................... 

 
.............................................................................. 
Adresse 
 
.............................................................................. 
Ort 
 
 
 

Antrag auf Schwangerschaftskleidung und Klinikausstattung, Kinderwagen und Kinderbett, Baby-
kleidung und Babybett, Babypflegemittel und Hausrat 
 
Wegen der bevorstehenden Geburt me nes K ndes (vorauss cht ch am ....................... ) beantrage ch Fo gendes: 
(benötigte Dinge ankreuzen) 
 
O    1. Schwangerschaftskleidung  O    5. Kinderbett 
         - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / § 6 AsylbLG -          - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / § 3 AsylbLG -  
2 Umstandsk e der 1 K nderbett,   1 Matratze fürs K nderbett 
2 Umstandshosen 1 Kopfschutz fürs K nderbett 
3 BHs/St  BHs, 1 Bettdecke,   1 Kopfk ssen,   1 Federbett 
7 Unterhosen,   4 Unterhemden 3 Garn turen Bettwäsche 
3 B usen, 2 Pu over (3 Laken, 3 Bettbezüge, 3 Kopfk ssenbezüge) 
1 Schwangerschaftsbadeanzug  
 O    6. Babyausstattung 
O    2. Klinikausstattung          - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / § 3 AsylbLG -  
         - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / §§ 3+ 6 AsylbLG - 6 Nabe b nden,   3 Packungen Mu kompressen 
6 Nachthemden, vorn zu öffnen 2 Wo jäckchen,   3. Paar Wo söckchen/Wo schühchen 
10 kochfeste S ps 2 Mützchen,   2 Paar Wo handschuhe 
E n agen für St  BHs  
1 Morgenrock,   1 Bettjacke O    7. Pflegeutensilien 
1 Paar Hausschuhe           - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / §§ 3+6 AsylbLG -  
5 Paar Kn estrümpfe 1 Babybadewanne m t -geste ,   1 Babybadethermometer 
1 Waschbeute ,   6 Wasch appen 1 Babyschaumbad und Babyse fe 
6 Frott erhandtücher 3 Badetücher,   6 Babymu wasch appen 
 Babyö ,   Babycreme,   Spez a sa be für den Po 
O    3. Babykleidung 1 Babynage schere,   1 Packung Wattestäbchen 
         - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / §§ 3+ 6 AsylbLG - 1 Haarbürste,   1 F eberthermometer 
20 W nde n 6 F äschchen m t Sauger (a 250g),   1 F aschenbürste 
5 Mo tonunter agen 3 Nucke ,   1 Wärmf asche 
2 Gumm unter agen 
5 Babyjäckchen O    8. Hausrat, Möbel, Kühlschrank, Waschmaschine 
5 Babystramp er          - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / § 3 AsylbLG -  
5 Babyhemdchen O        1 K e derschrank,   1 W cke auf age 
40 W cke fo en O        1 W nde e mer,   1 E mer für schmutz ge Wäsche 
5 Frotteehöschen O        1 Wäscheständer 
2 Bade aken 100 x 100 cm O        1 Küh schrank 
 O        1 Waschmasch ne 
O    4. Kinderwagen  
         - § 23 SGB II / § 31 SGB XII / § 3 AsylbLG - O    9. Mehrbedarf für Ernährung 
1 K nderwagen,             - § 21 SGB II / § 30 SGB XII / § 6 AsylbLG -  
1 K nderwagenmatratze 17% des Rege satzes des Hausha tsvorstandes ab der 13  
1 K nderwagenbettdecke Schwangerschaftswoche = 17 % von ...... Euro = ..... Euro/Monat 
3 Garn turen K nderwagenbettwäsche  
 
 
O    be  Antragste ung nach §§ 3 - 7 AsylbLG: 
Den o.g. Bedarf beantrage ch a s zusätzlichen Bedarf nach §§ 3+ 6 AsylbLG. Der beantragte Bedarf an K e dung, Ernährung und Körper-
pf ege kann aus den deut ch unterha b des Ex stenzm n mums nach SGB XII egenden, aufenden Le stungen nach § 3 Asy bLG ke nesfa s 
gedeckt werden.  
D e Le stungen für Hausrat e nsch . Handtüchern, Bettwäsche, K nderwagen, Babyf äschchen usw. s nd a s einmalige Beihilfen nach § 3 Abs. 
2 Satz 2 Asy bLG zusätz ch zu den Grund e stungsbeträgen zu erbr ngen. Ich verwe se auf d e nach dem Urte  d. Bundesverfassungsger chtes 
v. 28.5.1993 zu achtenden Grundsätze des Schutzes der Schwangerschaft. 
 

Ich bitte darum, den Antrag zur Akte zu nehmen. Ich bitte um begründeten schriftlichen Bescheid. 
 
M t freund chen Grüßen 
 
........................................................................... 
(Unterschr ft) 
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Name  .................................................................... A9

Anschrift ..................................................................
Ort    .................................................................... den  .........................

          (Datum)

An den Sozialleistungsträger .................................
Adresse....................................................................
Ort.............................................................................

Antrag auf Möbel und Hausrat gemäß SGB II, SGB XII bzw. AsylbLG
ich beantrage die unten aufgeführten Sachen, die ich als Erstausstattungen oder als Sonderbedarf wegen Krankheit oder Be-
hinderung (§§ 21, 23 SGB II; §§ 28, 31 SGB XII bzw. § 6 AsylbLG) bzw. als notwendigen Bedarf (§ 3 AsylbLG) benötige.
im Falle der Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft: der Wohnheimbetreiber hat uns die beantragten Dinge leider nicht
zur Verfügung gestellt.
........      Betten / mit Matratze für Erwachsene und große Kinder    (100 x 200 cm)

........ Bettdecken (135 x 200 cm) / und Kopfkissen (80 x 80 cm) für Erwachsene und große Kinder

........ Garnituren Bettwäsche für Erwachsene und große Kinder (Bettlaken, Bettbezug, Kopfkissenbezug)

........      Betten / mit Matratze für kleine Kinder    (70 x 140 cm)

........ Bettdecken (100 x 135 cm) / und Kopfkissen (40 x 60 cm) für kleine Kinder

........ Garnituren Bettwäsche für kleine Kinder (Bettlaken, Bettbezug, Kopfkissenbezug)

........     Frottierhandtücher   /Badetücher ........ Geschirrtücher

........ Stühle für die      Küche    ........ Kühlschrank

........ Küchentisch ........ Waschmaschine

........ Küchenschrank ........ Wäscheständer

........      Kleiderschrank     für Erwachsene ........ Wohnzimmertisch

........ Kleiderschrank für die Kinder ........ Couch

........ Wohnzimmerschrank ........ Sessel

........    (Schreib)      tisch     + Stuhl für Kinder (Hausaufgaben) ........ Bücherregal

........     Teppich    /Teppichboden für (Raum/Räume) ...................................................... zusammen ...............m2

........ Gardinen und/oder Vorhänge  für ..........Fenster (Wohnung ist sonst von Nachbarn einsehbar)

........     Teller   ........ Kochtöpfe ........ Lampen für (Räume) ..........................

........ Tassen ........ Pfannen .....................................................................

........ Gläser ........ Wasserkessel ........ Wandspiegel

.

........ Gabeln ........ Kaffee/Teekanne ........ Klobürste

........ Löffel ........ Mülleimer ........ ..........................................................

........ Messer ........ Besen/Schrubber ........ ..........................................................

........ Teelöffel ........ Handfeger/Schaufel ........ ..........................................................

........ Dosenöffner ........ Staubsauger ........ ..........................................................

Möbel und Hausrat sind nach § 3 Abs. 2 Satz 2      AsylbLG      zusätzlich zu den lfd. Grundleistungen als einmalige Beihilfen zu
erbringen.
Möbel und Hausrat sind nach SGB II bzw. SGB XII als Erstausstattungen für die Wohnung nach § 21 SGB II, § 31 SGB XII,
bzw. nach  § 23 SGB II, § 28 SGB XII als Sonderbedarf wg. Krankheit oder Behinderung zu erbringen.
Ich/wir bitte/n darum, diesen Antrag zur Akte zu nehmen, und um einen begründeten schriftlichen Bescheid gem. §§ 33/35 SGB
X bzw. 37/39 VwVfG mit Angabe der Einzelpreise.

...............................................................
(Unterschrift)
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UNTERMIETVERTRAG                                                                                                                            F1 
 
 
.............................................................. .............................................................. 
(Name des Hauptmieters) (Name des Untermieters) 
 
.............................................................. .............................................................. 
(Anschrift) (Anschrift) 
 
.............................................................. .............................................................. 
(Ort) (Ort) 
 
 
 
Vermietet werden in der Wohnung des Hauptmieters (Anschrift, Lage im Haus)........................................ 
 
........................................................................................................Zimmer, zusammen ....................m2.  
 
 
Mitbenutzt/Alleinbenutzt werden können in der Wohnung Küche/Bad/Toilette. 
 
 
Der Wohnraum wird ab dem  ................................. vermietet. 
 
Für beide Seiten gelten die gesetzlichen Kündigungsbestimmungen. 
 
Die Miete beträgt monatlich Euro ........................ kalt/warm. Sie ist im voraus, spätestens am 3. Tag des jeweiligen Monats an den 
Hauptmieter zu zahlen. 
 
 
In der Miete enthalten sind die Kosten für die Benutzung folgender Möbel:  
 
.................................................................................................................................................................. 
 
.................................................................................................................................................................. 
 
Der Wohnraum ist überwiegend vom Hauptmieter/überwiegend vom Untermieter zu möblieren/ wird leer vermietet. 
 
 
Folgende Kosten sind in der Miete enthalten oder zusätzlich zu zahlen: 
(Zutreffendes ankreuzen, Nichtzutreffendes durchstreichen) 
 
Heizkosten für (Heizungsart) ........................................................................................................... 
O     sind in der Miete enthalten 
O     sind zusätzlich zur Miete anteilig nach Verbrauch vom Untermieter an den Hauptmieter zu zahlen  
O     sind vom Untermieter nach Verbrauch an das Energieversorgungsunternehmen zu zahlen 
O     der Untermieter hat die Kohlen/den Brennstoff......................... / auf eigene Kosten zu besorgen 
 
Strom/ Gas  
O     sind in der Miete enthalten 
O     sind zusätzlich zur Miete anteilig nach Verbrauch vom Untermieter an den Hauptmieter zu zahlen  
O     sind vom Untermieter nach Verbrauch an das Energieversorgungsunternehmen zu zahlen. 
 
Schönheitsreparaturen im üblichen Umfang sind bei Einzug/ bei Auszug/ nach dem üblichen Fristenplan  
O     vom Untermieter 
O     vom Hauptmieter durchzuführen. 
 
Mieterhöhungen, die der Hauptmieter erhält  
O     hat der Untermieter auf Verlangen des Hauptmieters anteilig/ voll zu tragen. 
 
 
 
................................................................ ................................................................ 
(Unterschrift Untermieter) (Unterschrift Hauptmieter) 
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Literatur und Internet 
 

Zuwanderungsgesetz und Asylrecht 
Deutsches Ausländerrecht, Textausgabe, Beck-dtv 5537,  
Tiedemann, Flüchtlingsrecht: Die materiellen und verfahrensrechtlichen Grundlagen, Springer-Verlag 2014, 29,99 € 
Flüchtlingsrat Thüringen, Ratgeber für Flüchtlinge in Thüringen zum Asyl-, Aufenthalts- und Sozialrecht, 2007, arabisch, 
deutsch, englisch und russisch, online unter www.fluechtlingsrat-thr.de 
Flüchtlingsrat Nds, Online-Leitfaden Flüchtlingsrecht, www nds-fluerat.org/infomaterial/leitfaden-fuer-fluechtlinge 
Hofmann, Ausländerrecht - AufenthG, FreizügG/EU, AsylVfG, StAG, Nomos, neu im Herbst 2015, ca 165 € 
Renner, Bergmann, Dienelt, Ausländerrecht, 10. A. Kommentar, Beck, 2013, 165.- € 
Asylmagazin, Fachzeitschrift, Hrsg. Infoverbund Asyl, www.asyl.net 
ZAR – Fachzeitschrift für Ausländerrecht und -politik, Nomos-Verlag  
 
 

AsylbLG und Flüchtlingssozialrecht 
Classen, Das AsylbLG und das Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum, Stellungnahme zur 
Verfassungsmäßigkeit des AsylbLG im Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages am 07.02.2011 
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/asylblg/Classen_AsylbLG_Verfassung.pdf 
Classen, Sozialleistungen für MigrantInnen und Flüchtlinge, Handbuch für die Praxis, 2008, vergriffen, Volltext unter: 
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/Classen_Sozialleistungen_fuer_MigrantInnen_und_Fluechtlinge.pdf 
Classen, Rechtsprechung zum Flüchtlingssozialrecht, Urteile2.pdf, www.fluechtlingsrat-berlin.de > Gesetzgebung  
Hohm, Kommentierung des AsylbLG, Luchterhand Loseblatt (Ergänzungslieferungen teuer) 
Schlegel, Voelzke, juris PraxisKommentar SGB XII/AsylbLG, 2014, mit aktueller online-Version, 159,- € 
 
 

Sozialhilfe und Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Classen, Sozialleistungen für MigrantInnen nach SGB II, SGB XII und AsylbLG, Mai 2012 
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/Classen SGB II XII AsylbLG.pdf 
SGB II/SGB XII Textausgabe, Beck-dtv 5767 
Gesetze für die Soziale Arbeit, Nomos, 19,90 €  
Münder, SGB II – Grundsicherung für Arbeitsuchende, Lehr- und Praxiskommentar, Nomos, 58,- € 
Bieritz-Harder, Conradis, Thie, SGB XII – Sozialhilfe, Lehr- und Praxiskommentar, Nomos, 64,- € 
Eicher/Spellbrink, SGB II - Grundsicherung für Arbeitsuchende, Beck, 72,- € 
Leitfaden für Arbeitslose, Rechtsratgeber zum SGB III, www.fhverlag.de 15,- €  
Leitfaden ALG II / Sozialhilfe von A - Z, www.tacheles-sozialhilfe.de 11,- € 
info also, Fachzeitschrift mit Informationen zum Arbeitslosen- und Sozialhilferecht, Nomos  
 
 

Internet 
Materialien zum Aufenthalts-, Asyl- und Flüchtlingssozialrecht www fluechtlingsrat-berlin.de > "Gesetzgebung"  
Materialien zum Aufenthalts-, Asyl- und Sozialrecht www.einwanderer.net > "Übersichten und Arbeitshilfen"  
Forum zum Aufenthaltsrecht www.info4alien.de 
Materialien zu ALG II und Sozialhilfe www.harald-thome.de > Downloads 
Forum zu ALG II und Sozialhilfe www.tacheles-sozialhilfe.de 
Materialien zum Sozialversicherungsrecht www.ak-sozialpolitik.de 
Rechtsprechungsdatenbank zum Ausländer- und Asylrecht, Zeitschrift Asylmagazin online www.asyl net 
Rechtsprechungsdatenbank zum Sozialrecht www.sozialgerichtsbarkeit.de 
Datenbank zur Lage in Herkunftsländern weltweit www.ecoi net 
Deutsche Gesetze und Rechtsverordnungen  www.gesetze-im-internet.de 
Richtlinien, Verordnungen und Rechtsprechung der EU www.europa.eu > Dokumente 
Weisungen zum ALG II www.arbeitsagentur.de > Veröffentlichungen > Weisungen > ALG II 
Weisungen zum Arbeitserlaubnisrecht www.arbeitsagentur.de > Schnellzugriff >Veröffentlichungen > Weisungen > Unternehmen 
Weisungen zum Kindergeld: www.bzst.de > Kindergeld > Familienkassen  
Adressen von Beratungsstellen, Initiativen und Anwälten:  www.asyl.net; www.tacheles-sozialhilfe.de; 
www.fluechtlingsrat-berlin.de > Links > Adressbuch Flüchtlingsberatung 

 

Zusammenstellung: Georg Classen  www.fluechtlingsrat-berlin.de  Juni 2015 
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Broschüren, Links und Downloads  
 
 
www.migration.paritaet.org/start/publikationen/ 
 
Überblick zu den Änderungen im AsylbLG zum 1. März 2015 mit Hinweisen für die Beratungspraxis 
 
Grundlagen des Asylverfahrens - Arbeitshilfe für Beraterinnen und Berater - 2. Auflage Dez. 2014 
 
 
www.einwanderer.net 
 
Übersicht Das Aufenthaltsgesetz inkl. der durch das "Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung" geplanten Änderungen (Mai 2015) 
 
Erlass NRW: Verpflichtungserklärung endet nach Flüchtlingsanerkennung (24. April 2015) 
 
Zugang zum SGB II und zum Arbeitsmarkt für drittstaatsangehörige Ausländer (Stand: März 2015) 
 
 
www.fluechtlingsrat-berlin.de > Gesetzgebung 
 
Gesetze, Durchführungsvorschriften, Kommentare und Arbeitshilfen zum Flüchtlingssozialrecht und zum 
Zuwanderungsgesetz:  
 
Classen, Handbuch Sozialleistungen für MigrantInnen und Flüchtlinge, 2008, Printversion vergriffen, down-
load als pdf:  
 
usw. 
 
www.harald-thome.de, www.tacheles-sozialhilfe.de 
Materialien zu ALG II und Sozialhilfe  
 
www.proasyl.de 
PRO Asyl    u.a. Newsletter, Adressen 
 
www.ecoi.net 
Datenbankrecherche zu Herkunftsländerinfos 
 
www.asyl.net  
Infoverbund Asyl und Migration 

• Zeitschrift Asylmagazin 
• Rechtsprechungsdatenbank 
• Adressen Rechtsberater u.a. 
• Lageberichte des Auswärtigen Amtes zur Situation in den Herkunftsländern. Die Lageberichte 

werden nicht veröffentlicht. Ausländer, Berater und Anwälte können sie einzelfallbezogen bei 
www.asyl.net bestellen, wenn sie das Dokument für ein laufendendes Verfahren benötigen, dazu ist 
eine Kopie eines Dokuments oder Antragsentwurfs zu dem Verfahren vorzulegen, aus dem deutlich 
wird dass es um Umstände geht, wozu im Lagebericht Aussagen enthalten sein können. 

 
www.bamf.de 
Bundesamt für Asyl und Flüchtlinge BAMF, u.a. Asylstatistiken  
 
www.gesetze-im-internet.de 
Deutsche Gesetze und Rechtsverordnungen  
 
www.europa.eu 
Richtlinien, Rechtsverordnungen und Rechtsprechung der EU  
 
www.arbeitsagentur.de  
Schnellzugriff > Veröffentlichungen > Weisungen 
Weisungen zu ALG II, Beschäftigungserlaubnis (über > Unternehmen)  und Kindergeld 
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